
 
VH5 - ALLGEMEINE VERSICHERUNGSBEDINGUNGEN ZUR HAFTPFLICHTVERSICHERUNG 

FÜR VERMÖGENSSCHÄDEN (AVBV 2005) 
 
 
Artikel 1 
Gegenstand der Versicherung; Versicherungsfall 
 
1. Versicherungsschutz besteht für den Fall, dass der Versiche-

rungsnehmer wegen eines bei der Ausübung der in der Polizze 
angegebenen beruflichen Tätigkeit von ihm selbst oder einer Per-
son, für die er nach dem Gesetze einzutreten hat, begangenen 
Verstoßes von einem Dritten aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbe-
stimmungen privatrechtlichen Inhaltes für einen Vermögensscha-
den verantwortlich gemacht wird. 

 
2. Versichert sind Vermögensschäden. 
 

Das sind solche Schäden, die weder Personenschäden (Tötung, 
Körperverletzung oder Gesundheitsschädigung von Menschen) 
noch Sachschäden (Beschädigung, Verderben, Vernichtung, Ver-
lust oder Abhandenkommen körperlicher Sachen) sind, noch sich 
aus solchen Schäden herleiten. Als körperliche Sachen gelten 
insbesondere auch Geld, geldwerte Zeichen (so z.B. Brief- und 
Stempelmarken), Inhaberpapiere und blanko indossierte Order-
papiere, sowie Wertsachen. 

 
3. Die gesetzliche Haftpflicht aus Schäden an sonstigen Schriftstü-

cken und an für die Sachbearbeitung in Betracht kommenden Ak-
ten sowie aus dem Abhandenkommen von Wechseln ist vom 
Versicherungsschutz umfasst. 

 
4. Im Rahmen des versicherten Risikos erstreckt sich die Versiche-

rung auch auf die gesetzliche Haftpflicht, welche den Personen, 
für die der Versicherungsnehmer nach dem Gesetz einzutreten 
hat, aus ihrer für den Versicherungsnehmer ausgeübten Berufstä-
tigkeit persönlich obliegt. 

 
5. Nicht Gegenstand der Versicherung sind Ansprüche des Versi-

cherungsnehmers auf Entgelt für seine Tätigkeit, welcher der den 
Schadenersatzanspruch begründende Verstoß entsprungen ist 
(Pkt. 1.) sowie insbesondere auch Ansprüche auf Gewährleis-
tung, Vertragserfüllung und an die Stelle der Erfüllung tretende 
Ersatzleistungen. 

 
6. Versicherungsfall ist ein Verstoß (Handlung oder Unterlassung), 

der den versicherten Tätigkeiten entspringt und aus welchem dem 
Versicherungsnehmer Schadenersatzverpflichtungen erwachsen 
oder erwachsen könnten. 

 
 
Artikel 2 
Zeitlicher Geltungsbereich des Versicherungsschutzes 
 
1. Die Versicherung erstreckt sich auf Verstöße, die während der 

Wirksamkeit des Versicherungsschutzes (Laufzeit des Versiche-
rungsvertrages unter Beachtung der §§ 38 ff VersVG – siehe An-
hang) begangen wurden. 
 
Wurde ein Schaden durch Unterlassung verursacht, so gilt im 
Zweifel der Verstoß mit dem Tag als begangen, an dem die ver-
säumte Handlung spätestens hätte vorgenommen werden müs-
sen, um den Eintritt des Schadens abzuwenden. 

 
2. Versicherungsschutz ist nicht gegeben, wenn die Geltendma-

chung des Anspruchs des Dritten nach Ablauf von drei Jahren 
nach Beendigung des Versicherungsvertrages erfolgt. 

 
 
Artikel 3 
Summenmäßiger Umfang des Versicherungsschutzes 
 
1. Die Versicherungssumme stellt den Höchstbetrag der dem Versi-

cherer - einschließlich Kosten (siehe Pkt. 6.) - in jedem einzelnen 
Versicherungsfall obliegenden Leistung dar, und zwar mit der 
Maßgabe, dass nur eine einmalige Leistung der Versicherungs-
summe in Frage kommt, 

1.1 gegenüber mehreren entschädigungspflichtigen Personen, auf 
welche sich der Versicherungsschutz erstreckt; 

 
1.2 bezüglich eines aus mehreren Verstößen erfließenden einheitli-

chen Schadens, auch wenn diese Verstöße ganz oder teilweise 
durch Personen begangen wurden, für die der Ver-
sicherungsnehmer nach dem Gesetze einzutreten hat; 

 
1.3 bezüglich sämtlicher Folgen eines Verstoßes. Dabei gilt mehr-

faches auf gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes 
Tun oder Unterlassen als einheitlicher Verstoß, wenn die betref-
fenden Angelegenheiten miteinander in rechtlichem oder wirt-
schaftlichem Zusammenhang stehen. 

 
2. Der Versicherer leistet für die innerhalb eines Versicherungsjah-

res eingetretenen Versicherungsfälle höchstens das Dreifache 
der Versicherungssumme. Diese Regelung gilt jedoch nicht bei 
einer Pflichtversicherung bis zur Höhe der Pflichtversicherungs-
summe. 

 
3. Ohne Zustimmung des Versicherers ist es nicht zulässig, dass 

der Versicherungsnehmer Abmachungen trifft oder Maßnahmen 
geschehen lässt, die darauf hinauslaufen, dass ihm seine etwa 
vereinbarte Selbstbeteiligung erlassen, gekürzt oder ganz oder 
teilweise wieder zugeführt wird. Widrigenfalls mindert sich die Er-
satzleistung des Versicherers um den entsprechenden Betrag. 

 
4. An einer Sicherheitsleistung oder Hinterlegung, die der Versi-

cherungsnehmer kraft Gesetzes oder gerichtlicher Anordnung zur 
Deckung einer Schadenersatzverpflichtung vorzunehmen hat, be-
teiligt sich der Versicherer in demselben Umfang wie an der Er-
satzleistung. 

 
5. Hat der Versicherungsnehmer Rentenzahlungen zu leisten und 

übersteigt der Kapitalwert der Rente die Versicherungssumme 
oder den nach Abzug etwaiger sonstiger Leistungen aus demsel-
ben Versicherungsfall noch verbleibenden Restbetrag der Versi-
cherungssumme, so wird die zu leistende Rente nur im Verhältnis 
der Versicherungssumme bzw. ihres Restbetrages zum Kapital-
wert der Rente erstattet. Der Kapitalwert der Rente wird zu die-
sem Zweck aufgrund der österreichischen Sterbetafel ÖVM 80/82 
und eines Zinsfußes von jährlich 3 Prozent ermittelt. 

 
6. Rettungskosten, Kosten 
 
6.1 Die Versicherung umfasst den Ersatz von Rettungskosten. 
 
6.2 Die Versicherung umfasst ferner die den Umständen nach 

gebotenen gerichtlichen und außergerichtlichen Kosten der 
Feststellung und Abwehr einer von einem Dritten behaupteten 
Schadenersatzpflicht, und zwar auch dann, wenn sich der An-
spruch als unberechtigt erweist. 

 
6.3 Sofern ein Versicherungsnehmer sich selbst vertritt oder durch 

einen Geschäftspartner oder Mitarbeiter vertreten lässt, werden 
nur die Barauslagen erstattet. 

 
6.4 Die Versicherung umfasst weiters die Kosten der über Weisung 

des Versicherers (siehe Art. 5, Pkt. 1.4) geführten Verteidigung 
in einem Straf- oder Disziplinarverfahren. 

 
Kosten gemäß den Punkten 6.1 bis 6.4 und Zinsen werden auf 
die Versicherungssumme angerechnet. 

 
7. Falls die vom Versicherer verlangte Erledigung einer Schadener-

satzverpflichtung durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Ver-
gleich am Widerstand des Versicherungsnehmers scheitert und 
der Versicherer mittels eingeschriebenen Briefes die Erklärung 
abgibt, seinen vertragsmäßigen Anteil an Entschädigung und 
Kosten zur Befriedigung des Geschädigten zur Verfügung zu hal-
ten, hat der Versicherer für den von der erwähnten Erklärung an 
entstehenden Mehraufwand an Hauptsache, Zinsen und Kosten 
nicht aufzukommen. 
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Artikel 4 
Ausschlüsse 
 
1. Der Versicherungsschutz bezieht sich nicht auf Schadenersatz-

verpflichtungen: 
 
1.1 welche vor ausländischen Gerichten geltend gemacht werden 

(dies gilt auch im Falle einer inländischen Exekutionsbewilli-
gung); wegen Verletzung oder Nichtbeachtung ausländischen 
Rechtes; wegen einer im Ausland vorgenommenen Tätigkeit; 

 
1.2 soweit sie auf Grund eines Vertrages oder besonderer Zusage 

über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht hinausgehen; 
 
1.3 aus einer rechtswidrigen und vorsätzlichen Herbeiführung des 

Schadens; wegen Schadenstiftung durch wissentliches Abwei-
chen vom Gesetz, Vorschrift, Anweisung oder Bedingung des 
Machtgebers (Berechtigten) oder durch sonstige wissentliche 
Pflichtverletzung; 

 
1.4 aus der Überschreitung von Voranschlägen und Krediten sowie 

aus Einbußen bei Krediten oder Kapitalinvestitionen, aus der 
Anschaffung und Verwertung von Waren und Papieren; aus der 
entgeltlichen oder unentgeltlichen Vermittlung, Empfehlung o-
der der kaufmännischen Durchführung von wirtschaftlichen Ge-
schäften, insbesondere von Geld-, Bank-, Lagerhaus- und 
Grundstücksgeschäften; 

 
1.5 aus der Tätigkeit des Versicherungsnehmers als Mitglied eines 

Vorstands-, Verwaltungs- oder Aufsichtskollegiums, Leiter, 
Syndikus oder Angestellter privater Unternehmungen, Vereine 
oder Verbände; 

 
1.6 wegen Schäden, welche durch Fehlbeträge bei der Kassenfüh-

rung, durch Verstöße beim Zahlungsakt, durch Veruntreuung 
seitens des Personals des Versicherungsnehmers oder anderer 
für ihn handelnder Personen entstehen; 

 
1.7 aus nicht rechtzeitigem Abschluss (Fortsetzung oder Erneue-

rung) und aus nicht ausreichendem oder nicht vollkommenem 
Umfang sowie aus nicht rechtzeitiger Bezahlung der Prämien 
(Beiträge) von Versicherungsverträgen und aus der nicht ord-
nungsmäßigen Bedingung (einschließlich Zinsenzahlung) von 
Hypotheken; 

 
1.8 die aus der Tätigkeit von nicht in die Versicherung einbezoge-

nen Geschäftsteilhabern des Versicherungsnehmers erhoben 
werden; 

 
1.9 Es besteht kein Versicherungsschutz für Schäden, die zugefügt 

werden 
 
1.9.1 dem Versicherungsnehmer (den Versicherungsnehmern) 

selbst; 
 
1.9.2 Angehörigen des Versicherungsnehmers (als Angehörige 

gelten der Ehegatte, Verwandte in gerader aufsteigender und 
absteigender Linie, Schwieger-, Adoptiv- und Stiefeltern, im 
gemeinsamen Haushalt lebende Geschwister; außereheliche 
Gemeinschaft ist in ihrer Auswirkung der ehelichen gleichge-
stellt); 

 
1.9.3 Gesellschaftern des Versicherungsnehmers und deren 

Angehörigen (Pkt. 1.9.2); 
 
1.9.4 Personen- und Erwerbsgesellschaften, an denen der Versi-

cherungsnehmer, seine Angehörigen oder Gesellschafter des 
Versicherungsnehmers (Punkte 1.9.2 u. 1.9.3) beteiligt sind, 
und zwar im Ausmaß der prozentuellen Beteiligung an diesen 
Gesellschaften; 

 
1.9.5 Kapitalgesellschaften, wenn die Majorität der Anteile dem 

Versicherungsnehmer, seinen Angehörigen oder Gesellschaf-
tern des Versicherungsnehmers (Punkte 1.9.2 u. 1.9.3) ge-
hört. 

 

Bei juristischen Personen, geschäftsunfähigen oder be-
schränkt geschäftsfähigen Personen werden deren gesetzli-
che Vertreter und Angehörige dem Versicherungsnehmer und 
seinen Angehörigen gleichgehalten. Ansprüche von Mündeln 
gegen den in dieser Eigenschaft versicherten gerichtlich be-
stellten Vormund werden durch diese Ausschlüsse nicht be-
troffen. 

 
1.10 Weiters erstreckt sich der Versicherungsschutz nicht auf Scha-

denersatzverpflichtungen wegen Schäden 
 
1.10.1 die durch Optimierungs-, Spekulations- und/oder Terminprog-

nosen bzw. gleichartiger Zusagen, sowie aus dem Nichtein-
treffen von in Aussicht gestellten Renditen, Gewinnerwartun-
gen, Gewinnprognosen, Entwicklungen oder Verzinsungen 
entstehen; 

 
1.10.2 die durch Gewalthandlungen von Staaten oder gegen Staaten 

und ihre Organe, Gewalthandlungen von politischen und ter-
roristischen Organisationen, Gewalthandlungen anlässlich öf-
fentlicher Versammlungen, Kundgebungen und Aufmärschen 
sowie Gewalthandlungen anlässlich von Streiks und Aussper-
rungen entstehen; 

 
1.10.3 die in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang mit 

Auswirkungen elektromagnetischer Felder stehen; 
 
1.10.4 die in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang mit 

Auswirkungen der Atomenergie stehen; 
 
1.10.5 die direkt oder indirekt auf Asbest oder asbesthaltige Materia-

lien zurückzuführen sind oder mit diesen im Zusammenhang 
stehen. 

 
1.10.6 die durch Veränderung des Erbguts von menschlichen Keim-

zellen oder Embryonen entstehen, gleichgültig ob die Verän-
derung auf die Übertragung oder indirekte Einwirkung trans-
genen Erbguts oder auf direkten gen- oder fortpflanzungs-
technischen Eingriff zurückzuführen ist; weiters bezieht sich 
der Versicherungsschutz nicht auf Schäden im Zusammen-
hang mit gentechnisch veränderten Organismen. 

 
2. Ein Ausschlusstatbestand (Pkt. 1.) wirkt gegen sämtliche Per-

sonen, auf welche sich der Versicherungsschutz dieses Vertra-
ges erstreckt, auch wenn der Ausschlusstatbestand bei einem 
Ersatzanspruch nur hinsichtlich einer oder eines Teiles dieser 
Personen gegeben ist. 

 
 
Artikel 5 
Obliegenheiten 
 
1. Obliegenheiten 
 

Als Obliegenheiten, deren Verletzung die Leistungsfreiheit des 
Versicherers nach Maßgabe des § 6 VersVG (siehe Anhang) be-
wirkt, werden bestimmt: 

 
1.1 Zum Zweck der Aufrechterhaltung der Äquivalenz zwischen 

Risiko und Prämie ist der Versicherungsnehmer verpflichtet, 
dem Versicherer die Angaben gemäß Art. 9, Pkt. 3.1 auf Anfra-
ge wahrheitsgemäß mitzuteilen. 

 
1.2 Der Versicherungsnehmer hat alles ihm Zumutbare zu tun, um 

Ursachen, Hergang und Folgen des Versicherungsfalles aufzu-
klären und den entstandenen Schaden gering zu halten. 

 
1.3 Er hat den Versicherer umfassend und unverzüglich, spätes-

tens innerhalb einer Woche ab Kenntnis, zu informieren, und 
zwar schriftlich, falls erforderlich auch fernmündlich oder fern-
schriftlich. 

 
Insbesondere sind anzuzeigen: 

 
1.3.1 der Versicherungsfall; 
 
1.3.2 die Geltendmachung einer Schadenersatzforderung; 
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1.3.3 die Zustellung einer Strafverfügung sowie die Einleitung eines 
Straf-, Verwaltungsstraf- oder Disziplinarverfahrens gegen 
den Versicherungsnehmer oder den Versicherten; 

 
1.3.4 alle Maßnahmen Dritter zur gerichtlichen Durchsetzung von 

Schadenersatzforderungen. 
 
1.4 Der Versicherungsnehmer hat den Versicherer bei der Feststel-

lung und Erledigung oder Abwehr des Schadens zu unterstüt-
zen. 

 
1.4.1 Der Versicherungsnehmer hat den vom Versicherer bestellten 

Anwalt (Verteidiger, Rechtsbeistand) zu bevollmächtigen, ihm 
alle von ihm benötigten Informationen zu geben und ihm die 
Prozessführung zu überlassen. 

 
1.4.2 Ist dem Versicherungsnehmer die rechtzeitige Einholung der 

Weisungen des Versicherers nicht möglich, so hat der Versi-
cherungsnehmer aus eigenem innerhalb der vorgeschriebe-
nen Frist alle gebotenen Prozesshandlungen (auch Einspruch 
gegen eine Strafverfügung) vorzunehmen. 

 
1.4.3 Der Versicherungsnehmer ist nicht berechtigt, ohne vorherige 

Zustimmung des Versicherers eine Schadenersatzverpflich-
tung ganz oder zum Teil anzuerkennen, es sei denn, der Ver-
sicherungsnehmer  konnte die Anerkennung nicht ohne of-
fenbare Unbilligkeit verweigern – oder zu vergleichen. 

 
2. Vollmacht des Versicherers 
 

Der Versicherer ist bevollmächtigt, im Rahmen seiner Verpflich-
tung zur Leistung alle ihm zweckmäßig erscheinenden Erklärun-
gen im Namen des Versicherungsnehmers abzugeben. 

 
 
Artikel 6 
Anderweitige Versicherung einer Selbstbeteiligung 
 
Wenn der Versicherungsnehmer seine etwa vereinbarte Selbstbeteili-
gung ohne Zustimmung des Versicherers anderweitig versichert, so 
hat er wegen der von da an vorkommenden Verstöße keinen Versi-
cherungsanspruch. 
 
 
Artikel 7 
Abtretung oder Verpfändung des Versicherungsanspruches 
 
Der Versicherungsanspruch darf vor seiner endgültigen Feststellung 
ohne ausdrückliche Zustimmung des Versicherers weder abgetreten 
noch verpfändet werden. 
 
 
Artikel 8 
Rechtsstellung der am Vertrag beteiligten Personen 
 
Soweit die Versicherung neben Schadenersatzverpflichtungen des 
Versicherungsnehmers selbst auch Schadenersatzverpflichtungen 
anderer Personen umfasst, sind alle in dem Versicherungsvertrag 
bezüglich des Versicherungsnehmers getroffenen Bestimmungen 
auch auf diese Personen sinngemäß anzuwenden; sie sind neben 
dem Versicherungsnehmer im gleichen Umfang wie dieser für die 
Erfüllung der Obliegenheiten verantwortlich. Die Ausübung der Rech-
te aus dem Versicherungsvertrag steht ausschließlich dem Versiche-
rungsnehmer zu. 
 
 
Artikel 9 
Versicherungsperiode; Prämie, Beginn des 
Versicherungsschutzes; Prämienabrechnung 
 
1. Versicherungsperiode 
 

Als Versicherungsperiode gilt, wenn der Versicherungsvertrag 
nicht für eine kürzere Zeit abgeschlossen ist, der Zeitraum eines 
Jahres. 

 

2. Prämie, Beginn des Versicherungsschutzes 
 
2.1 Die erste oder die einmalige Prämie einschließlich Gebühren 

und Versicherungssteuer ist vom Versicherungsnehmer inner-
halb von 14 Tagen nach dem Abschluss des Versicherungsver-
trages (Zugang der Polizze oder einer gesonderten Antragsan-
nahmeerklärung) und nach der Aufforderung zur Prämienzah-
lung zu bezahlen (Einlösung der Polizze). 

Der Versicherungsschutz beginnt mit der Einlösung der Polizze, 
jedoch nicht vor dem vereinbarten Zeitpunkt. Wird die erste o-
der die einmalige Prämie erst danach eingefordert, dann aber 
binnen 14 Tagen oder ohne schuldhaften weiteren Verzug ge-
zahlt, ist der Versicherungsschutz ab dem vereinbarten Versi-
cherungsbeginn gegeben. 

 
2.2 Folgeprämien einschließlich Gebühren und Versiche-

rungssteuer sind zu den  vereinbarten Fälligkeitsterminen zu 
entrichten. 

 
2.3 Für die Folgen nicht rechtzeitiger Prämienzahlung gelten die §§ 

38 ff. VersVG (siehe Anhang). 
 
2.4 Alle eingehenden Zahlungen werden auf die älteste Schuld 

angerechnet. 
 
3. Prämienabrechnung 
 
3.1 Insoweit die Prämie vertragsgemäß aufgrund des Umsatzes 

oder anderer zahlenmäßiger Angaben zu berechnen ist, wird 
der Bemessung zunächst eine den zu erwartenden Verhältnis-
sen entsprechende Größe zugrundegelegt. 
 
Nach Ablauf einer jeden Versicherungsperiode hat der Versi-
cherungsnehmer die den tatsächlichen Verhältnissen entspre-
chenden Größen anzugeben und auf Verlangen nachzuweisen; 
dieser Verpflichtung hat der Versicherungsnehmer innerhalb ei-
nes Monats nach Erhalt der Anfrage des Versicherers nachzu-
kommen. 
 
Der Versicherer hat nach Empfang der Angaben des Versiche-
rungsnehmers die endgültige Abrechnung vorzunehmen; der 
Mehr- oder Minderbetrag an Prämie ist einen Monat nach Emp-
fang der Abrechnung fällig. 

 
3.2 Hat der Versicherungsnehmer die Angaben nicht rechtzeitig 

gemacht, so hat der Versicherer die Wahl, auf Nachholung der 
Angaben zu klagen oder eine Verzugsprämie einzuheben. Die-
se Verzugsprämie beträgt, wenn die ausständigen Angaben die 
erste Jahresprämie oder die Prämie für eine Versicherungs-
dauer von weniger als einem Jahr betreffen, soviel wie jene 
Prämie, die erstmals zur Vorschreibung gelangt ist, andernfalls 
soviel wie die Prämie für jenes Versicherungsjahr, das dem ab-
zurechnenden Versicherungsjahr unmittelbar vorangeht. Wer-
den die Angaben nachträglich, aber noch innerhalb zweier Mo-
nate nach Empfang der Aufforderung zur Bezahlung der Ver-
zugsprämie gemacht, so hat der Versicherer den etwa zuviel 
gezahlten Betrag rückzuerstatten. 
 
Für die Verzugsprämie findet Pkt. 2.3 Anwendung. 

 
3.3 Einblicksrecht des Versicherers; Folgen unrichtiger Angaben 

 
Der Versicherer hat das Recht, die Angaben des Ver-
sicherungsnehmers nachzuprüfen. Der Versicherungsnehmer 
hat zu diesem Zweck Einblick in sämtliche maßgebenden Un-
terlagen zu gewähren. 
 
Hat der Versicherungsnehmer unrichtige Angaben gemacht, 
stellt dies eine Obliegenheitsverletzung dar (siehe Art. 5, Pkt. 
1.1). 

 
4. Jahresumsatz 
 

Ist als Prämienberechnungsgrundlage der Jahresumsatz verein-
bart, so gilt folgendes: 
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Als Umsatz gelten alle mit der versicherten Tätigkeit zusammen-
hängenden steuerbaren Entgelte (Honorare) gemäß Umsatzsteu-
ergesetz 1994 in der jeweils geltenden Fassung. Ausgenommen 
sind Erlöse aus Veräußerungen eines Betriebes oder Teilbetrie-
bes sowie aus der Veräußerung von Wirtschaftsgütern des Anla-
gevermögens. 

 
 
Artikel 10 
Vertragsdauer, Kündigung, Risikowegfall 
 
1. Vertragsdauer 
 

Beträgt die vereinbarte Vertragslaufzeit mindestens ein Jahr, ver-
längert sich der Versicherungsvertrag jeweils um ein Jahr, wenn 
er nicht drei Monate vor Ablauf gekündigt wird. Beträgt die Ver-
tragslaufzeit weniger als ein Jahr, endet der Vertrag ohne Kündi-
gung. 

 
2. Kündigung nach Eintritt des Versicherungsfalles 
 
2.1 Hat nach dem Eintritt des Versicherungsfalles der Versicherer 

seine Verpflichtung zur Leistung  der Entschädigung dem Ver-
sicherungsnehmer gegenüber anerkannt oder die Leistung der 
fälligen Entschädigung verweigert, so ist jeder Teil berechtigt, 
das Versicherungsverhältnis zu kündigen. Das gleiche gilt, 
wenn der Versicherer dem Versicherungsnehmer die Weisung 
erteilt, es über den Anspruch des Dritten zum Rechtsstreit 
kommen zu lassen. 

 
2.2 Die Kündigung ist nur innerhalb eines Monates seit der Aner-

kennung der Entschädigungspflicht oder der Verweigerung der 
Entschädigung oder seit Eintritt der Rechtskraft des im Rechts-
streit mit dem Dritten ergangenen Urteils zulässig. Der Versi-
cherer hat eine Kündigungsfrist von einem Monat einzuhalten. 
Der Versicherungsnehmer kann nicht für einen späteren Zeit-
punkt als den Schluss der laufenden Versicherungsperiode 
kündigen. 

 
3. Konkurs, Ausgleich des Versicherungsnehmers 

 
Nach Eröffnung des Konkurses oder des Ausgleichverfahrens 
über das Vermögen des Versicherungsnehmers kann der Versi-
cherer den Vertrag mit einer Frist von einem Monat kündigen. 

 
4. Risikowegfall 
 

Fällt ein versichertes Risiko vollständig und dauernd weg, so er-
lischt die Versicherung bezüglich dieses Risikos. 
 
Die Einschränkung der behördlichen Zulassung bewirkt die Ein-
schränkung des Versicherungsvertrages auf den verbleibenden 
Umfang. 

 
5. Dem Versicherer gebührt jeweils die Prämie für die bis zur Ver-

tragauflösung verstrichene Vertragslaufzeit. 
 
6. Eine Kündigung nach Pkt. 1., Pkt. 2. oder ein Risikowegfall nach 

Pkt. 4. schließt die Anwendung der Bestimmungen des Art. 9, Pkt. 
3. nicht aus. 

 
7. Hat der Versicherer mit Rücksicht auf die vereinbarte Vertragszeit 

eine Ermäßigung der Prämie gewährt, so kann er bei einer vorzei-
tigen Auflösung des Vertrages die Nachzahlung des Betrages for-
dern, um den die Prämie höher bemessen worden wäre, wenn 
der Vertrag nur für den Zeitraum geschlossen worden wäre, wäh-
rend dessen er tatsächlich bestanden hat. Macht der Versicherer 
vom Kündigungsrecht gemäß Pkt. 2 Gebrauch oder wird der Ver-
sicherungsvertrag gemäß Pkt. 3 gekündigt, so kann eine solche 
Nachzahlung nicht gefordert werden. 

 
 

Artikel 11 
Gerichtsstand und anzuwendendes Recht 
 
Für die aus diesem Versicherungsverhältnis entstehenden Rechts-
streitigkeiten ist neben den gesetzlich zuständigen Gerichten das 
Gericht des inländischen Wohnsitzes (Sitzes) des Versicherungs-
nehmers zuständig. Es ist österreichisches Recht anzuwenden. 
 
 
Artikel 12 
Erklärungen des Versicherungsnehmers 
 
Mitteilungen und Erklärungen des Versicherungsnehmers bedürfen zu 
ihrer Verbindlichkeit der Schriftform. 
 
 
ANHANG 

zu den Allgemeinen Versicherungsbedingungen zur Haftpflichtversi-
cherung für Vermögensschäden (AVBV 2005). 

Wiedergabe der in den AVBV erwähnten Bestimmungen des Versi-
cherungsvertragsgesetzes (VersVG). 
 
§ 6. (1) Ist im Vertrag bestimmt, dass bei Verletzung einer Obliegen-
heit, die vor dem Eintritt des Versicherungsfalles dem Versicherer 
gegenüber zu erfüllen ist, der Versicherer von der Verpflichtung zur 
Leistung frei sein soll, so tritt die vereinbarte Rechtsfolge nicht ein, 
wenn die Verletzung als eine unverschuldete anzusehen ist. Der 
Versicherer kann den Vertrag innerhalb eines Monates, nachdem er 
von der Verletzung Kenntnis erlangt hat, ohne Einhaltung einer Kün-
digungsfrist kündigen, es sei denn, dass die Verletzung als eine 
unverschuldete anzusehen ist. Kündigt der Versicherer innerhalb 
eines Monates nicht, so kann er sich auf die vereinbarte Leistungs-
freiheit nicht berufen. 
 
(1a) Bei der Verletzung einer Obliegenheit, die die dem Versiche-
rungsvertrag zugrundeliegende Äquivalenz zwischen Risiko und 
Prämie aufrechterhalten soll, tritt die vereinbarte Leistungsfreiheit 
außerdem nur in dem Verhältnis ein, in dem die vereinbarte hinter der 
für das höhere Risiko tarifmäßig vorgesehenen Prämie zurückbleibt. 
Bei der Verletzung von Obliegenheiten zu sonstigen bloßen Meldun-
gen und Anzeigen, die keinen Einfluss auf die Beurteilung des Risikos 
durch den Versicherer haben, tritt Leistungsfreiheit nur ein, wenn die 
Obliegenheit vorsätzlich verletzt worden ist. 
 
(2) Ist eine Obliegenheit verletzt, die vom Versicherungsnehmer zum 
Zweck der Verminderung der Gefahr oder der Verhütung einer Erhö-
hung der Gefahr dem Versicherer gegenüber - unabhängig von der 
Anwendbarkeit des Abs. 1a - zu erfüllen ist, so kann sich der Versi-
cherer auf die vereinbarte Leistungsfreiheit nicht berufen, wenn die 
Verletzung keinen Einfluss auf den Eintritt des Versicherungsfalles 
oder soweit sie keinen Einfluss auf den Umfang der dem Versicherer 
obliegenden Leistung gehabt hat. 
 
(3) Ist die Leistungsfreiheit für den Fall vereinbart, dass eine Oblie-
genheit verletzt wird, die nach dem Eintritt des Versicherungsfalles 
dem Versicherer gegenüber zu erfüllen ist, so tritt die vereinbarte 
Rechtsfolge nicht ein, wenn die Verletzung weder auf Vorsatz noch 
auf grober Fahrlässigkeit beruht. Wird die Obliegenheit nicht mit dem 
Vorsatz verletzt, die Leistungspflicht des Versicherers zu beeinflussen 
oder die Feststellung solcher Umstände zu beeinträchtigen, die er-
kennbar für die Leistungspflicht des Versicherers bedeutsam sind, so 
bleibt der Versicherer zur Leistung verpflichtet, soweit die Verletzung 
weder auf die Feststellung des Versicherungsfalls noch auf die Fest-
stellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung 
Einfluss gehabt hat. 
 
(4) Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei Verletzung 
einer Obliegenheit zum Rücktritt berechtigt sein soll, ist unwirksam. 
 
(5) Der Versicherer kann aus einer fahrlässigen Verletzung einer 
vereinbarten Obliegenheit Rechte nur ableiten, wenn dem Versiche-
rungsnehmer vorher die Versicherungsbedingungen ausgefolgt wor-
den sind oder ihm eine andere Urkunde ausgefolgt worden ist, in der 
die Obliegenheit mitgeteilt wird. 
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§ 12. (1) Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in 
drei Jahren. Steht der Anspruch einem Dritten zu, so beginnt die 
Verjährung zu laufen, sobald diesem sein Recht auf die Leistung des 
Versicherers bekannt geworden ist; ist dem Dritten dieses Recht nicht 
bekannt geworden, so verjähren seine Ansprüche erst nach zehn 
Jahren. 
 
(2) Ist ein Anspruch des Versicherungsnehmers beim Versicherer 
angemeldet worden, so ist die Verjährung bis zum Einlangen einer 
schriftlichen Entscheidung des Versicherers gehemmt, die zumindest 
mit der Anführung einer der Ablehnung derzeit zugrunde gelegten 
Tatsache und gesetzlichen oder vertraglichen Bestimmung begründet 
ist. Nach zehn Jahren tritt jedoch die Verjährung jedenfalls ein. 
 
(3) Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn 
der Anspruch auf die Leistung nicht innerhalb eines Jahres gerichtlich 
geltend gemacht wird. Die Frist beginnt erst, nachdem der Versiche-
rer dem Versicherungsnehmer gegenüber den erhobenen Anspruch 
in einer dem Abs. 2 entsprechenden Weise sowie unter Angabe der 
mit dem Ablauf der Frist verbundenen Rechtsfolge abgelehnt hat; sie 
ist für die Dauer von Vergleichsverhandlungen über den erhobenen 
Anspruch und für die Zeit, in der der Versicherungsnehmer ohne sein 
Verschulden an der rechtzeitigen gerichtlichen Geltendmachung des 
Anspruchs gehindert ist, gehemmt. 
 
§ 38. (1) Ist die erste oder einmalige Prämie innerhalb von 14 Tagen 
nach dem Abschluss des Versicherungsvertrags und nach der Auffor-
derung zur Prämienzahlung nicht gezahlt, so ist der Versicherer, 
solange die Zahlung nicht bewirkt ist, berechtigt, vom Vertrag zurück-
zutreten. Es gilt als Rücktritt, wenn der Anspruch auf die Prämie nicht 
innerhalb dreier Monate vom Fälligkeitstag an gerichtlich geltend 
gemacht wird. 
 
(2) Ist die erste oder einmalige Prämie zur Zeit des Eintritts des Versi-
cherungsfalls und nach Ablauf der Frist des Abs. 1 noch nicht gezahlt, 
so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei, es sei 
denn, dass der Versicherungsnehmer an der rechtzeitigen Zahlung 
der Prämie ohne sein Verschulden verhindert war. 
 
(3) Die Aufforderung zur Prämienzahlung hat die im Abs. 1 und 2 
vorgesehenen Rechtsfolgen nur, wenn der Versicherer den Versiche-
rungsnehmer dabei auf diese hingewiesen hat. 
 
(4) Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten löst die Rechtsfolgen 
der Abs. 1 und 2 nicht aus. 

§ 39. (1) Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, so kann der 
Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten schriftlich 
eine Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen bestimmen; zur 
Unterzeichnung genügt eine Nachbildung der eigenhändigen Unter-
schrift. Dabei sind die Rechtsfolgen anzugeben, die nach Abs. 2 und 
3 mit dem Ablauf der Frist verbunden sind. Eine Fristbestimmung, 
ohne Beachtung dieser Vorschriften, ist unwirksam. 
 
(2) Tritt der Versicherungsfall nach dem Ablauf der Frist ein und ist 
der Versicherungsnehmer zur Zeit des Eintrittes mit der Zahlung der 
Folgeprämie in Verzug, so ist der Versicherer von der Verpflichtung 
zur Leistung frei, es sei denn, dass der Versicherungsnehmer an der 
rechtzeitigen Zahlung ohne sein Verschulden verhindert war. 
 
(3) Der Versicherer kann nach dem Ablauf der Frist das Versiche-
rungsverhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen, 
wenn der Versicherungsnehmer mit der Zahlung im Verzug ist. Die 
Kündigung kann bereits mit der Bestimmung der Zahlungsfrist so 
verbunden werden, dass sie mit Fristablauf wirksam wird, wenn der 
Versicherungsnehmer in diesem Zeitpunkt mit der Zahlung im Verzug 
ist; darauf ist der Versicherungsnehmer bei der Kündigung ausdrück-
lich aufmerksam zu machen. 

Die Wirkungen der Kündigung fallen fort, wenn der Versiche-
rungsnehmer innerhalb eines Monates nach der Kündigung oder, falls 
die Kündigung mit der Fristbestimmung verbunden worden ist, inner-
halb eines Monates nach dem Ablauf der Zahlungsfrist die Zahlung 
nachholt, sofern nicht der Versicherungsfall bereits eingetreten ist. 
 
(4) Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten löst die Rechtsfolgen 
der Abs. 1 bis 3 nicht aus. 
 
§ 39a. Ist der Versicherungsnehmer bloß mit nicht mehr als 10 vH der 
Jahresprämie, höchstens aber mit EUR 60,- im Verzug, so tritt eine im 
§ 38 oder § 39 vorgesehene Leistungsfreiheit des Versicherers nicht 
ein. 
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